
 
 

  

Geschäftszahl – beim Antworten bitte angeben 
IL-BA-1516/1/41-2026 
Innsbruck, 08.07.2026 

Denifl Sports GmbH, Industriezone C 10, 6166 Fulpmes;  
Verfahren nach der GewO 1994 zur Genehmigung der Änderung der Betriebsanlage in 6166 
Fulpmes, Industriegelände Zone C 10, auf der GstNr. 408/176, KG Fulpmes; 
Kundmachung der mündlichen Verhandlung 

KUNDMACHUNG 
 

Die Denifl Sports GmbH, Industriezone C 10, 6166 Fulpmes, ist aufgrund des Bescheides der 
Bezirkshauptmannschaft Innsbruck vom 20.10.1998, Zl. 3-26.947/98-A, zur Errichtung und des Betriebes 
einer Betriebsanlage am Standort in 6166 Fulpmes, Industriegelände Zone C 10, auf der GstNr. 408/176, 
KG Fulpmes, berechtigt. Mit Bescheid vom 29.10.2003, Zl. 3.1-1516/03-A-4, Bescheid vom 06.06.2011, 
Zl. 3.1-1516/03-A-13, und Bescheid vom 27.04.2023, IL-BA-1516/1/17-2023, wurde die Betriebsanlage 
gewerberechtlich geändert. 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck vom 13.05.2025, IL-BA-1516/1/29-2025, wurde der 
Denifl Sports GmbH zuletzt die gewerberechtliche Genehmigung für eine Änderung der Betriebsanlage am 
Standort in 6166 Fulpmes, Industriegelände Zone C 10, auf der GstNr. 408/176, KG Fulpmes, erteilt. 

Die Denifl Sports GmbH, Industriezone C 10, 6166 Fulpmes, hat bei der Bezirkshauptmannschaft 
Innsbruck mit Schreiben vom 10.03.2026, eingelangt am 24.03.2026, Nachreichung vom 05.05.2026 und 
Nachreichung vom 02.06.2026, unter Einreichung von Projektunterlagen (4-fach), um gewerberechtliche 
Genehmigung für die Änderung der Betriebsanlage am Standort in 6166 Fulpmes, Industriegelände 
Zone C 10, auf der GstNr. 408/176, KG Fulpmes, angesucht. 

 

Zur Feststellung des für die Erledigung maßgebenden Sachverhaltes wird für 

Mittwoch, den 22.07.2026, um 08:30 Uhr 

eine Verhandlung an Ort und Stelle  

(Industriegelände Zone C 10, 6166 Fulpmes) 

anberaumt. 

BH Innsbruck, Gilmstraße 2, 6020 Innsbruck, Österreich

     

Bezirkshauptmannschaft Innsbruck
Gewerbe
     

Mag.a Lisa Anna Hosp
Gilmstraße 2
6020 Innsbruck
+43 512 5344 5127 
bh.il.gewerbe@tirol.gv.at 
www.tirol.gv.at 
           
Informationen zum rechtswirksamen Einbringen und 
Datenschutz unter www.tirol.gv.at/information
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Sie werden eingeladen, am Termin an Ort und Stelle teilzunehmen. Bitte bringen Sie diese Verständigung 
sowie allenfalls im Verteiler neben Ihrem Namen angeführte weitere Unterlagen zur Verhandlung mit. 

 

Projektbeschreibung 
Art der Anlage: Betrieblich gesehen dient der bestehende Bereich hauptsächlich für Verkaufs- und 
Lagerfläche. Die Verkaufsfläche wird saisonal jeweils dementsprechend angepasst. Im Frühjahr bis Herbst 
wird die Ausstellungsfläche zum Verkauf von Fahrrädern, dementsprechendem Zubehör und der 
passenden Sportkleidung genützt. Von Herbst bis ins Frühjahr wird diese Fläche dann für den Verkauf von 
Wintersportartikeln verwendet. 

 

Zweck der Anlage: Verkauf, Reparatur und Versand von Handelswaren insbesondere Sportartikeln im 
Bereich Ski- und Fahrradsport.  

In den Werkstätten werden die neuen, angelieferten Fahrräder zusammengebaut, Kundenräder gewartet 
oder repariert. In der Skiwerkstatt werden die neuen Ski zusammengebaut oder Kundenski gewartet.  

Im Lagerbereich werden die neuen Sportgeräte wie auch die Ersatzteile oder Zubehör zwischengelagert.  

 

Die Betriebsanlage erstreckt sich über 2 Geschosse: Erdgeschoss und 1. Obergeschoss.   

Die Geschäftsfläche (Shop) befindet sich im 1. Obergeschoss wie die Lagerfläche, eine Rad-/Skiwerkstatt, 
Büros und Sanitärräume. 

Im Erdgeschoss sind weitere Büroräumlichkeiten, Küche, Sanitärräume, Heizraum/Technik und 
Lagerflächen vorhanden. Der Westteil wurde vermietet. 

Die Hauptzufahrt der Denifl Sports GmbH erfolgt über das Industriegelände, welches die nötige 
Infrastruktur stellt.   

Das Grundstück wird eingegrenzt von den GP 408/177, 408/1, 408/180, 408/168, 408/151, 408/7 und 
408/150.   

Vor dem Gebäude befinden sich 16 Kundenparkplätze und der Sammelplatz.  

 

Erdgeschoss: Büro- und Lagerfläche, Küche, Putzraum, Foyer und Sanitärbereiche:  

Bauteil I: Die Einteilung und Möblierung ist so geändert, dass die Fluchtweglängen über den Westeingang 
der max. Fluchtweglänge von 40 lfm entsprechen. Dementsprechend ist die Sicherheits- und 
Fluchtwegbeleuchtung eingebaut.  

Im Westen befinden sich die Bürobereiche wie auch der Besprechungsraum.  

Im Kernbereich befindet sich das Foyer, das mit dem Stiegenhaus 2 mit dem 1. Obergeschoss verbunden 
ist.  

Im Osten befindet sich das Lager und der Technikraum. In diesem befindet sich nicht nur die 
Wärmepumpe, Absperrhähne, sondern auch der PV-Wechselrichter und Notaus.  

Bauteil II: Diese Flächen sind vermietet, das Büro (Raumnr. BT II-EG-07) wird in Zukunft als Werkstatt 
genutzt und das Eingangfoyer (Raumnr. BT II-EG-06) ebenfalls als Werkstatt. Die Nutzung der restlichen 
Räume bleibt wie genehmigt. Die vermieteten Flächen sind aber nicht Teil diese Antrags.  

Bauteil III: Nicht unterkellert. 
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1.Obergeschoss: Geschäftsfläche, Shop, Lager, Werkstatt und Sanitärbereiche:  

Bauteil I: Die Einteilung und Möblierung ist so geändert, dass die Fluchtweglängen über den 
Haupteingang Süd der max. Fluchtweglänge von 40 lfm entsprechen. Dementsprechend ist die 
Sicherheits- und Fluchtwegbeleuchtung eingebaut.  

Im Westen wird das Lager zu einem Shop-Bereich (Raumnr. BT I-1.OG-06) mit 84,03 m2 und eine Empore 
zusätzliche Lagerfläche, die nur zum Teil (Fluchtweglänge 44 lfm) genutzt werden kann.  

Für die Empore im 1. OG wird um eine Fluchtwegverlängerung um 10 %, von 40.00 lfm auf 44.00 lfm, 
angesucht. Als Kompensationsmaßnahme wurde die Brandmeldeanlage, Umfang Vollschutz mit 
Weiterleitung eingebaut.  

Im Kernbereich bekommt das Lager ein zusätzliches Schwerlastregal.  

Im Osten befindet sich der Süd-Haupteingang mit dem Sanitärbereich, das Lager (Raumnr. BT I-1.OG-02) 
wird zu einer Rad-Werkstatt, daneben befindet sich die Rad-Werkstatt (Raumnr. BT I-1.OG-03), die 
Reinigungsstation wurde geändert, kein Ex-Schutzbereich vorhanden und anschließend wird das Skilager 
(Raumnr. BT I-1.OG-04) zu einer Ski-Werkstatt.  

Bauteil II: Die Verkaufsfläche befindet sich im südwestlichen Teil des Gebäudes. Die Shopfläche hat eine 
Fläche von 278,17 m2. Die Fensterfläche (Belichtungsfläche) in diesen Bereich hat eine Gesamtfläche von 
61,20 m2. Daneben befindet sich das Büro, der Fluchtweg vom Büro führt über den BT I ins Freie.   

Südöstlich ist der Haupteingang über die Treppenanlage, dem Sanitärbereich und der neuen errichteten 
Empore, für die neu angesucht wird als Lagerfläche.  

Für die Empore im 1. OG wird um eine Fluchtwegverlängerung um 10 %, von 40.00 lfm auf 44.00 lfm, 
angesucht. Als Kompensationsmaßnahme wurde die Brandmeldeanlage, Umfang Vollschutz mit 
Weiterleitung eingebaut.  

Bauteil III: Dieser Bauteil ist mit einer Brandschutzwand (R)EI 90 und Brandschutztüren EI2 30-C vom BT I 
getrennt. Aufgrund des Brandübertrages ( 3,00m) zum BT I im Nordosteck ist eine Brandschutztüren 
EI2 30-C eingebaut. In diesem Lager befinden sich auch die 3 Stück Hubwagen bzw. Hochhubwagen.   

Die E-Ladestation wie auch der E-Hubwagen sind nicht mehr vor Ort. 
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Maschinenverzeichnis:  

Es gibt keinen E-Stapler Pramac TX 12/25 und keine E-Ladestation mehr wie auch das IBS-
Teilereinigungsgerät inkl. dem Reinigungsmittel Bio-Circle, GT Compact/Maxi.  

 

 

Aerosolpackungen: 

Im Verkauf gibt es Aerosolverpackungen wie z.B. Flüssigwachs in den Gebindegrößen von 50 ml bis 
1.000 ml. Die Lagermenge hält die Aerosolpackungslagerungsverordnung (APLV), mit bis zu einer max. 
Lagermenge von 50 Stück/bis zu 200 kg, ein.  

Einhaltung APLV im Speziellen § 4 Grundsätze (Temperatur < 50° C, 2.00 m Abstand, offenes Feuer, 
Feuerlöscher), § 5 unzulässige Lagerung, § 6 Zusammenlagerung (im Sicherheitsschrank werden nur 
Aerosolverpackungen gelagert) und § 7 Verkaufsräume, Vorrats- und Arbeitsräume.  

Basis ist § 8 Lagerung von geringen Mengen im Verkauf mit nicht mehr als 50 Stück Aerosolpackungen 
oder eine Menge von höchstens 200 kg Aerosolpackungen in einer Betriebsstätte, wobei 50 Stück 
übersteigende Lagermenge in einen allseitig verschließbaren Schrank aus nicht brennbaren Materialien 
gelagert werden müssen, inkl. erforderlicher betrieblicher Brandschutz vorhanden ist. Dieser 
Sicherheitsschrank befindet sich im 1. OG/BT I.  

Der Lagerort im Verkauf wie auch die Position vom Sicherheitsschrank sind im Gewerbeplan eingetragen.  

 

Auflistung der Arbeitsstoffe:  

Die Arbeitsstoffliste liegt inkl. SDB vor Ort auf.  

Im Werkstattbereich gibt Muc-Off, Fahrradreiniger, ca. 30 l pro Jahr, Ersatzstoff für die bisherige 
Fahrradreinigung.  
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Raumliste: 

 Raum-Nr. Bezeichnung NFL (m²) Änderung 

Bauteil I BT I-EG-01 Küche 4,60 nein  

 BT I-EG-02 WC 2,37 nein  

 BT I-EG-03 Putzraum/Server 9,78 nein  

 BT I-EG-04 Lager 66,42 nein  

 BT I-EG-05 Technikraum 17,23 nein  

 BT I-EG-06 Büro I früher Foyer 63,14 ja 

 BT I-EG-07 Besprechung früher Büro 28,22 ja 

 BT I-EG-08 Büro II 27,79 nein  

 BT I-EG-09 Büro III 25,70 nein  

 BT I-EG-10 Foyer 43,86 nein  

 BT I-EG-11 Gang 9,13 nein  

 BT I-EG-Summe  298,24  

 BT I-OG-01 Foyer 21,98 nein  

 BT I-OG-02 Werkstatt I früher Lager 18,23 ja 

 BT I-OG-03 Werkstatt 29,68 nein  

 BT I-OG-04 Werkstatt III früher Empfang 15,12 ja 

 BT I-OG-05 Lager 69,47 nein  

 BT I-OG-06 Shop früher Lager 84,03 ja 

 BT I-OG-07 Lager 61,24 nein  

 BT I-OG-08 WC 8,62 nein  

 BT I-OG-09 Empore FW 44,00 lfm 22,50 ja 

 BT I-1.OG-Summe  330,87  

Bauteil II BT II-EG-01 Büro I 23,85 nein  

 BT II-EG-02 Büro II 20,87 nein  

 BT II-EG-03 Archiv 11,84 nein  

 BT II-EG-04 Lager 145,75 nein  

 BT II-EG-05 WC 7,89 nein  

 BT II-EG-06 Werkstatt früher Foyer 16,75 ja 

 BT II-EG-07 Werkstatt früher Büro 15,76 ja 

 BT II-EG-08 Gang 35,62 nein  

 BT II-EG-Summe  278,33  

 BT II-OG-01 Shop 278,17 nein   

 BT II-OG-02 Gang 10,50 nein  

 BT II-OG-03 Büro 21,46 nein  

 BT II-OG-04 WC 6,15 nein  

 BT II-OG-05 Lager 37,00 nein  

 BT II-OG-06 Empore neu beantragt 22,06 ja 

 BT II-OG-07 Windfang 8,17 nein  

 BT II-1.OG-Summe  383,51  

Bauteil III BT III-OG-01 Lager 151,93 nein  

 BT III-1.OG-01-Summe  151,93  
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RECHTSBELEHRUNG 
Es ist möglich, persönlich oder durch einen bevollmächtigten Vertreter an der Verhandlung teilzunehmen 
und allfällige Einwendungen vorzubringen. 

Bevollmächtigter kann eine eigenberechtigte natürliche Person, eine juristische Person oder eingetragene 
Personengesellschaft sein. Personen, die unbefugt die Vertretung anderer zu Erwerbszwecken betreiben, 
dürfen nicht bevollmächtigt werden.  

Der Bevollmächtigte muss mit der Sachlage vertraut sein und sich durch eine schriftliche Vollmacht 
ausweisen können. Die Vollmacht hat auf Namen oder Firma zu lauten. 

 

Eine schriftliche Vollmacht ist nicht erforderlich, 

- wenn sich der/die Beteiligte durch eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person 
(z.B. einen Rechtsanwalt/eine Rechtsanwältin, einen Notar/eine Notarin, einen 
Wirtschaftstreuhänder/eine Wirtschaftstreuhänderin oder einen Ziviltechniker/eine Ziviltechnikerin) 
vertreten lässt, 

- wenn der/die Bevollmächtigte des/der Beteiligten seine/ihre Vertretungsbefugnis durch seine/ihre 
Bürgerkarte nachweist, 

- wenn sich der/die Beteiligte durch uns bekannte Angehörige (§ 36a des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG), Haushaltsangehörige, Angestellte oder durch uns 
bekannte Funktionäre/Funktionärinnen von Organisationen vertreten lässt und kein Zweifel an deren 
Vertretungsbefugnis besteht oder 

- wenn der/die Beteiligte gemeinsam mit seinem/ihrer Bevollmächtigten zur Verhandlung kommt. 

 

Abgesehen von Ihrer persönlichen Verständigung wird die Verhandlung 

- durch Anschlag an der Amtstafel der Standortgemeinde, 

- durch Veröffentlichung im Internet unter der Adresse der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck 
(elektronischen Amtstafel) unter 

www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-
innsbruck/ kundgemacht. 

 

Als Antragsteller/in beachten Sie bitte, dass die Verhandlung in Ihrer Abwesenheit durchgeführt oder auf 
Ihre Kosten vertagt werden kann, wenn Sie die Verhandlung versäumen (Ihr Vertreter diese versäumt). 
Wenn Sie aus wichtigen Gründen – z.B. Krankheit, Behinderung, zwingende berufliche Behinderung oder 
Urlaubsreise – nicht kommen können, teilen Sie dies sofort mit, damit allenfalls der Termin verschoben 
werden kann. 

Als sonst Beteiligter/Beteiligte beachten Sie bitte, dass Sie Ihre Parteistellung verlieren, soweit Sie nicht 
spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung während der Amtsstunden bei der 
Bezirkshauptmannschaft Innsbruck oder während der Verhandlung Einwendungen erheben. Außerhalb 
der Verhandlung schriftlich erhobene Einwendungen müssen spätestens am Tag vor Beginn der 
Verhandlung bis zum Ende der Amtsstunden bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck eingelangt sein. 

 

Wenn Sie jedoch durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert waren, 
rechtzeitig Einwendungen zu erheben und Sie kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des 
Versehens trifft, können Sie binnen zwei Wochen ab Wegfall des Hindernisses, das Sie an der Erhebung 
von Einwendungen gehindert hat, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung 

https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-innsbruck/
https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-innsbruck/
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der Sache, bei Bezirkshauptmannschaft Innsbruck Einwendungen erheben. Diese Einwendungen gelten 
dann als rechtzeitig erhoben. Bitte beachten Sie, dass eine längere Ortsabwesenheit kein 
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis darstellt. 

 

Rechtsgrundlage: §§ 40 bis 42 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG 

 

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) 

Nachbarn sind nach § 75 Abs. 2 GewO 1994 alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder 
den Betrieb einer Betriebsanlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche 
Rechte gefährdet werden könnten. Als Nachbarn gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der 
Nähe der Betriebsanlage aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als 
Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in 
Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, 
hinsichtlich des Schutzes dieser Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der 
Schüler, der Lehrer und der sonst in Schulen ständig beschäftigten Personen. 

Rechtserheblich sind die Einwendungen nur dann, wenn die Beeinträchtigung folgender Interessen geltend 
gemacht wird (§ 74 Abs. 2 Z 1, 2 oder 3 GewO 1994): 

• Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen 
des ArbeitnehmerInnenschutzgesetz unterliegenden mittätigen Familienangehörigen, der Nachbarn 
oder der Kunden, die die Betriebsanlage der Art des Betriebes gemäß aufsuchen oder des Eigentums 
oder sonstiger dinglicher Rechte der Nachbarn; als dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes 
gelten auch die im § 2 Abs. 1 Z 4 lit. g GewO 1994 angeführten Nutzungsrechte; 

• Belästigung der Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer Weise; 

• die Religionsausübung in Kirchen, den Unterricht in Schulen, den Betrieb von Kranken- und 
Kuranstalten oder die Verwendung oder den Betrieb anderer öffentlichen Interessen dienender 
benachbarter Anlagen oder Einrichtungen zu beeinträchtigen. 

 
Gemäß § 355 der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) ist die Standortgemeinde zum Schutze der 
öffentlichen Interessen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 bis 5 GewO 1994 (Belästigung der Nachbarn durch 
Geruch, Rauch, Staub, Lärm, Erschütterung etc.; Beeinträchtigung der Religionsausübung, des 
Schulunterrichtes, des Betriebes von Kranken- und Kuranstalten und anderen öffentlichen Einrichtungen 
und Anlagen; Beeinträchtigung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs an oder auf 
öffentlichen Straßen; nachteilige Einwirkung auf die Beschaffenheit der Gewässer, soweit nicht eine 
wasserrechtliche Bewilligung erforderlich ist) zu hören. Die Äußerung ist bis zur mündlichen 
Verhandlung bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck abzugeben. 

 

Antragsunterlagen 

Die für das Verfahren eingereichten Pläne und Behelfe liegen bis zum Tage der Verhandlung bei der 
Bezirkshauptmannschaft Innsbruck und bei der Standortgemeinde zur öffentlichen Einsichtnahme auf. Um 
in die Unterlagen Einsicht nehmen zu können, wird um vorherige Terminvereinbarung gebeten.  

 

Für die Bezirkshauptfrau: 

Mag.a Hosp 
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